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»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 22. -24. Oktober 2008 

Die Regierungschefs der Länder kommen überein, bei der entwick-

lungspolitischen Zusammenarbeit der Länder auf der Grundlage 

des Berichts „Zukunftsfähigkeit sichern – Entwicklungspolitik in 

gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen“ 

zu verfahren. Dabei erwarten sie Kooperation und Unterstützung 

durch die Bundesregierung.

Zukunftsfähigkeit sichern – Entwicklungspolitik in gemeinsamer 

Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen

I. Weltweite Herausforderungen und die Aufgaben der Länder

Die Bekämpfung von Hunger und Armut, der Klimawandel und die 

weltweit zunehmende Migration stellen die Entwicklungspolitik vor 

neue Herausforderungen. Die Bewältigung der globalen wirtschaft-

lichen, ökologischen und politischen Umwälzungen erfordert nicht 

nur von den Nationalstaaten und internationalen Institutionen, 

sondern auch von den Ländern verstärkte Anstrengungen.

Vor dem Hintergrund der Millenniums-Entwicklungsziele von 2000 

und der Paris Deklaration von 2005 wollen die Länder ihre spezifi -

schen Kompetenzen komplementär zu den nationalen und interna-

tionalen Akteuren einsetzen, ohne als weitere Geber in Konkurrenz 

zu ihnen zu treten. Es ist die vorrangige Aufgabe der Länder, als 

Träger und Rahmengeber für Entwicklungspartnerschaften zu 

fungieren, diese zu koordinieren und zu unterstützen. Die partner-

schaftlichen Aktivitäten der Länder und Kommunen mit Städten, 

Provinzen, Regionen und Staaten der Gruppe der Entwicklungs- 

und Schwellenländer gilt es weiter auszubauen.

Mit ihrem vielfältigen Engagement nehmen die Länder nicht nur 

Mitverantwortung für eine nachhaltige globale Entwicklung wahr, 

sondern sichern auch ihre eigene gesellschaftliche und wirtschaft-

liche Zukunftsfähigkeit. Angesichts der zunehmenden Bedeutung 

von Wissen, Innovation und interkultureller Kompetenz für die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland 

und angesichts der großen Wachstumspotenziale vieler Entwick-

lungsländer wird sich das entwicklungspolitische Engagement 

auch für die Länder selbst nutzbringend auswirken.

II.  Kernkompetenzen und Handlungsfelder für das Engagement 

der Länder

Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich die Länder nach 

Maßgabe ihrer entwicklungspolitischen, personellen und haus-

haltsbezogenen Präferenzen auf folgende Kernkompetenzen und 

Handlungsfelder:

1. Klimaschutz und Energie

Klimaschutz, Energieeffi zienz und der Einsatz erneuerbarer Ener-

gien sind zu Schlüsselthemen der Entwicklungspolitik geworden. 

Auf Grund ihrer breiten Erfahrungen und ihrer Nähe zu den Akteu-

ren der Wirtschaft sind die Länder prädestiniert, einen Beitrag zur 

Bewältigung des Klimawandels zu leisten.
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2. Ernährungssicherheit und ländliche Räume

Das Millenniumsziel, den Anteil der Hungernden an der Weltbe-

völkerung bis 2015 zu halbieren, ist gefährdet. Die Länder können 

durch Beratung, Bildung und Forschung vielfältige Angebote 

entwickeln, um die Produktivität der Landwirtschaft sowie den 

Lebensstandard in den ländlichen Räumen in den Entwicklungs-

ländern zu verbessern.

3. Migration und Entwicklung

An der Schnittstelle von Entwicklungspolitik, Migration und Inte-

gration ergeben sich neue Aufgaben und Chancen für die Länder. 

Die Aktivierung der Diaspora kann neue Potenziale für die wirt-

schaftliche und kulturelle Kooperation mit Entwicklungsländern 

mobilisieren und die Kompetenz der Migranten als Brückenbauer 

zu ihren Heimatländern stärken.

4. Wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit

Die Länder wollen ihr wissenschaftliches Know-how und die Kom-

petenz ihrer Hochschulen verstärkt für die Entwicklungszusam-

menarbeit nutzen und ihre Hochschulen für ausländische Studie-

rende und Wissenschaftler attraktiver machen. Sie leisten damit 

einen Beitrag zur Verbesserung der internationalen Bildungsko-

operation und wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit.

5. Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung

Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung ist eine wichtige Vorausset-

zung für Armutsbekämpfung und Bewältigung des Klimawandels. 

Die Entwicklungszusammenarbeit von heute ist die Außenwirtschaft 

von morgen. Die Länder wollen Außenwirtschaft und Entwicklungs-

zusammenarbeit besser zusammen führen und ihre Wirtschafts-

förderung stärker für das Engagement von kleinen und mittleren 

Unternehmen in Entwicklungsländern nutzen.

6. Gute Regierungsführung und Dezentralisierung

Mit ihren Erfahrungen und Kompetenzen im föderalen System sind 

die Länder in besonderem Maße geeignet, Entwicklungsländer in 

Bezug auf gute Regierungsführung und beim Aufbau dezentraler 

Verwaltungsstrukturen zu unterstützen und einen aktiven Beitrag 

zum „capacity building“ zu leisten.

7. Kultur und Entwicklung

Kultureller Austausch dient der Völkerverständigung und trägt 

zur internationalen Konfl iktprävention bei. Deshalb gewinnen der 

interkulturelle Dialog und die Umsetzung kultureller Aspekte der 

Entwicklungszusammenarbeit an Bedeutung, insbesondere vor 

dem Hintergrund der UNESCO-Konvention zur kulturellen Vielfalt 

(2005). Die Länder wollen die Kulturkooperation mit Entwicklungs-

ländern – auch gemeinsam mit dem Bund – verstärken.

8. Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit

Es bleibt die wichtige Aufgabe der Länder, die entwicklungspoliti-

sche Informations- und Bildungsarbeit und das damit verbundene 

bürgerschaftliche Engagement zu fördern. Gleichwohl begrüßen die 

Länder das Engagement des Bundes in diesem Bereich. 
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Einer gemeinsam getragenen und breit angelegten entwicklungs-

politischen Informations- und Bildungsarbeit im schulischen und 

außerschulischen Sektor kommt eine große Bedeutung zu. Dies 

sollte mit den Anstrengungen der Länder zur Umsetzung der UN-

Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ und mit dem neuen 

Orientierungsrahmen für den Lernbereich globale Entwicklung 

verbunden werden.

III. Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung

Die Leistungen der Länder in ihrer Substanz und Vielfältigkeit sind 

für die Entwicklungspolitik unverzichtbar und öffnen neue Perspek-

tiven für ein verstärktes gemeinsames Engagement. Die Länder 

sind bereit, auch weiterhin ihre Verantwortung für die Entwick-

lungspolitik wahrzunehmen und in diesem Politikfeld eine aktive 

Rolle zu spielen.

Dem Beitrag der Kommunen für die Partnerschaft mit Entwick-

lungsländern messen die Länder eine große Bedeutung zu. Dies gilt 

insbesondere für Kultur- und Bildungsarbeit, für die Kooperation 

mit Migranten aus Entwicklungsländern, für gute Regierungsfüh-

rung und Dezentralisierung sowie für „capacity building“ im Bereich 

kommunaler Aufgaben.

Von der Bundesregierung erwarten die Länder Kooperation und 

Unterstützung. Dies bedeutet insbesondere:

› Dort, wo die Länder im Hinblick auf bestimmte Zielländer oder 

Themen besonderes Engagement zeigen oder über besondere 

Kompetenz verfügen, sollte die Bundesregierung die Länder 

stärker in die bilaterale und internationale Entwicklungszusam-

menarbeit des Bundes einbinden (Ländergespräche, Thementeams, 

Kooperation mit CIM, DED, GTZ, InWEnt gGmbH, KfW u.a.).

› Regionale und überregionale Strukturen im Bereich der entwick-

lungspolitischen Bildungsarbeit und der Weiterbildung von Fach- 

und Führungskräften in Deutschland sind für die Länder von großer 

Bedeutung. Sie sollen erhalten bleiben und gestärkt werden.

› Von der Stärkung des Standortes Bonn als Sitz der Vereinten 

Nationen und internationales Kompetenzzentrum für Entwick-

lungszusammenarbeit und nachhaltige Entwicklung können alle 

Länder profi tieren. Im Lichte dieser Erfahrung bitten die Länder 

die Bundesregierung, für die Ansiedlung weiterer internationaler 

Organisationen in Deutschland zu werben. Nur durch gemeinsame 

entwicklungspolitische Anstrengungen von Bund, Ländern und 

Kommunen wird es Deutschland gelingen, seine Zukunftsfähigkeit 

im globalen Wettbewerb zu wahren.

 



»  Besprechung der Regierungschefs von 

Bund und Ländern am 17. Juni 2004

Umsetzung der Verpfl ichtungen im Rahmen der 

Millenniumsagenda – Überprüfungskonferenz 2005

1.  Die Regierungschefs von Bund und Ländern stellen fest, dass 

es erheblicher Anstrengungen und einer Bündelung aller Kräfte 

bedarf, um die Verpfl ichtungen aus der Millenniumserklärung 

des Jahres 2000, die daraus abgeleiteten Millenniums-Entwick-

lungsziele und den Konsens von Monterrey aus dem Jahr 2002 

umzusetzen.

2.  Der Bundeskanzler unterstreicht die wichtige Rolle der Entwick-

lungszusammenarbeit sowie der Informations- und Bildungsar-

beit der Länder für die deutsche Entwicklungspolitik. Er würdigt 

den Beitrag der Länder zur Erreichung der deutschen ODA-Quo-

te von 0,33 % des Bruttonationaleinkommens bis 2006 sowie der 

Millenniums-Entwicklungsziele.

3.  Der Bundeskanzler betont, dass die Bundesregierung den 

Entwicklungshaushalt in 2004 um rd. 16 Mio. Euro (rd. 0,4 % 

gegenüber 2003) erhöht hat, während der Gesamthaushalt um 

1,1 % sinkt. Darüber hinaus hat Deutschland seine ODA-Leis-

tungen von 0,27 % in 2002 auf 0,28 % des Bruttonationaleinkom-

mens in 2003 gesteigert. Er appelliert an die Länder, ebenfalls 

besondere Anstrengungen bezüglich der Leistungen für Entwick-

lungszusammenarbeit zu unternehmen.

Die Regierungschefs der Länder erinnern an die Beschlüsse der 

Ministerpräsidenten der Länder von 1988, 1994 und 1998 mit dem 

Ziel, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten ihren 

Beitrag zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele sowie 

der deutschen ODA-Quote zu leisten, betonen aber gleichzeitig, 

dass angesichts der schwierigen Haushaltslage als Folge der wirt-

schaftlichen Entwicklung schon die Beibehaltung des status quo ein 

ehrgeiziges Ziel ist.
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»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 9. Juli 1998

Die Regierungschefs der Länder sind sich darin einig, dass bei der 

Entwicklungszusammenarbeit im Ausland und bei der entwick-

lungspolitischen Inlandsarbeit durch wechselseitige Verwertung 

von Erfahrungen und effi ziente Bündelung von Kräften verstärkt 

Möglichkeiten der Kooperation und der Arbeitsteilung genutzt 

werden sollten, um den erhöhten Anforderungen gerecht werden 

zu können.

Sie nehmen den Bericht der Länderarbeitsgruppe „Koordination 

und Kooperation in der Entwicklungsarbeit der Länder der Bundes-

republik Deutschland“ vom 22. Juni 1998 zur Kenntnis.

Die Regierungschefs der Länder appellieren an die Bundesre-

gierung, die Länder bei der Entwicklungszusammenarbeit mit 

ausländischen Partnern mit ihren Erfahrungen und Möglichkeiten 

noch stärker als bisher in die konzeptionellen Überlegungen (Län-

derkonzepte, Sektorkonzepte) einzubeziehen und die Kohärenz von 

Entwicklungspolitik und Außenwirtschaft zur Sicherung nachhal-

tiger Entwicklung zu fördern.

Aufgrund der herausragenden Bedeutung von Nichtregierungs-

organisationen und Initiativen fordern die Regierungschefs der 

Länder die Bundesregierung und die Europäische Union auf, neben 

der entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit 

durch komplementäre Maßnahmen insbesondere die Förderung 

von Projekten der Nichtregierungsorganisationen und Initiativen zu 

unterstützen.



»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 1./2. Dezember 1994

Mit ihrem Beschluss vom 28. Oktober 1988 haben die Regierungs-

chefs der Länder erneut die Bereitschaft unterstrichen, ihren 

Beitrag zur Lösung aktueller Probleme des Nord-Süd-Verhältnisses 

zu leisten und dabei zugleich die Beschlüsse vom 3./4. Mai 1962 und 

26.-28. Oktober 1977 bekräftigt. Sie sehen darin auch weiterhin eine 

geeignete Grundlage, auf der sich die Entwicklungszusammenar-

beit der Länder vollziehen kann. 

Die Regierungschefs der Länder unterstreichen die Bedeutung des 

Rio-Folgeprozesses für die Länder und werden ihn im Rahmen ihrer 

Zuständigkeiten nachdrücklich unterstützen. 

Sie sehen in den Ergebnissen der Rio-Konferenz eine deutliche Un-

terstützung ihrer eigenen Position, die darauf gerichtet ist, an dem 

notwendigen Veränderungsprozess nicht nur die Partner im Süden, 

sondern vor allem auch die Menschen im eigenen Land intensiv und 

auf allen Ebenen zu beteiligen. Ohne Mitgestaltung durch die Be-

völkerung und ohne Transparenz der notwendigen Veränderungs-

prozesse werden diese nicht umgesetzt werden können, weder im 

Norden noch im Süden. 

Durch die Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung werden 

die zukünftigen Entwicklungsziele in Grundsätzen defi niert und 

die politischen Prioritäten und zuständigen Strukturen in der sog. 

„Agenda 21“ präzisiert. 

Der bei der Rio-Konferenz vereinbarte gemeinsame Entwick-

lungsprozess verlangt die Bereitschaft zu einer partnerschaftli-

chen Entwicklung jeweils angepasster tragfähiger umwelt- und 

sozial gerechter Modelle für das zukünftige Zusammenleben der 

Menschen auf diesem Planeten. Entwicklungszusammenarbeit 

muss deshalb Querschnittsaufgabe werden und die Kohärenz der 

zentralen Politikfelder anstreben. 

Die Regierungschefs der Länder wollen diesen innovativen Impuls 

nach Kräften unterstützen und damit ihren Beitrag zugunsten 

einer nachhaltigen, sozial gerechten Entwicklung in der Einen Welt 

leisten. 

Die Regierungschefs der Länder bieten ihre Kooperation im Rio-

Folgeprozess an und erwarten von der Bundesregierung, dass sie 

ihrerseits den notwendigen Umsetzungsprozess nach Rio fördert 

und insbesondere bei der Berichterstattung Deutschlands gegen-

über der UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) alles 

in ihren Kräften Stehende tut, um Länder, Kommunen, gesell-

schaftliche Gruppen einschließlich Nichtregierungsorganisationen 

aktiv an diesem Prozess zu beteiligen.
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»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 28. Oktober 1988

Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern hat eine zuneh-

mende wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung erhalten.

Die Länder haben – unbeschadet der grundsätzlichen Zuständigkeit 

des Bundes auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik – mit ihren viel-

fältigen Leistungen einen wichtigen Beitrag zum Auf- und Ausbau 

der Beziehungen zu den Entwicklungsländern geleistet.

Die Ministerpräsidenten sehen in den Beziehungen zwischen den 

Industrie- und Entwicklungsländern einen wichtigen Teil einer 

auf internationale Zusammenarbeit ausgerichteten Politik. Die 

Ausweitung und Vertiefung dieser Politik liegt im Interesse beider 

Seiten. Sie ist allerdings wachsenden qualitativen und quantitativen 

Herausforderungen ausgesetzt.

Trotz weltweiter Anstrengungen hat sich die Lage einer größeren 

Zahl von Entwicklungsländern in den letzten Jahren verschlechtert. 

Internationale Verschuldung, Budgetdefi zite, Infl ation, wachsende 

Armut, zunehmende Schädigungen der Umwelt und die nicht aus-

reichende Leistungsfähigkeit staatlicher Einrichtungen sind hierfür 

Ursache und Folge zugleich. Der Abstand vieler Entwicklungsländer 

zu den Industrienationen hat sich vergrößert. Die Ministerpräsiden-

ten fordern die Bundesregierung und die Europäischen Gemein-

schaften auf, gemeinsam mit den Entwicklungsländern Vorschläge 

für einen nachhaltigen Ausbau ihrer Beziehungen zu erarbeiten und 

dabei geeignete Rahmenbedingungen für eine Verbesserung der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder der Dritten 

Welt zu schaffen.

Die Länder sind bereit – im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen 

Zuständigkeiten und Möglichkeiten – in Abstimmung mit der 

Bundesregierung ihren Beitrag zur Lösung aktueller Probleme des 

Nord-Süd-Verhältnisses zu leisten. Die Ministerpräsidenten be-

kräftigen ihre Bereitschaft zur Fortsetzung der partnerschaftlichen 

Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern auf der Grundlage 

ihrer Beschlüsse vom 3./4. Mai 1962 und 26.-28. Oktober 1977.

Die Ministerpräsidenten sehen die Schwerpunkte der Mitarbeit der 

Länder in der Entwicklungszusammenarbeit auch weiterhin in der 

Förderung der 

› Aus- und Fortbildung von Fachkräften vor Ort und im Inland 

› personellen Hilfe 

› Durchführung von Projekten in Entwicklungsländern

› entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit

Sie betrachten diese Maßnahmen als wichtigen Beitrag für eine 

eigenständige Entwicklung der Länder der Dritten Welt und die 

Möglichkeit der verstärkten Teilnahme am Welthandel.

Im Hinblick auf die weltweit veränderten ökonomischen und sozia-

len Gegebenheiten halten die Ministerpräsidenten eine Ausweitung 



der Zusammenarbeit der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

mit den Entwicklungsländern auf folgenden Gebieten für geboten:

›  Zusammenarbeit im Bildungswesen einschließlich berufl iche 

Bildung 

› Wissenschaftliche Zusammenarbeit

› Entwicklungsländerbezogene Forschung an Hochschulen

›  Technische Zusammenarbeit einschließlich Entwicklung und  

Übertragung angepasster Technologie

› Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschaftsförderung

› Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen

› Ländliche und städtische Entwicklung

›  Verbesserung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung 

und der Einrichtung zur Wirtschaftsförderung

› Förderung des Gesundheitswesens

› Kulturelle Zusammenarbeit

Die Ministerpräsidenten sind der Auffassung, dass die Zusam-

menarbeit mit den Entwicklungsländern nicht nur vom Bund und 

den Ländern, sondern auch von der breiten Öffentlichkeit getragen 

werden muss. Die Länder begrüßen und fördern deshalb das En-

gagement der Nicht-Regierungsorganisationen und der Kirchen in 

der Entwicklungszusammenarbeit sowie Aktivitäten von Gemeinden 

und von bürgerschaftlichen Initiativen.

Die Ministerpräsidenten sehen eine verstärkte Einbeziehung der 

Entwicklungspolitik in die schulische und außerschulische Informa-

tions- und Bildungsarbeit vor, um auf diese Weise das Bewusstsein 

und das Verständnis für die Probleme der Länder der Dritten Welt 

zu vertiefen.

Die bisherige wechselseitige Unterrichtung von Bund und Ländern 

über ihre entwicklungspolitischen Maßnahmen hat sich als nützlich 

erwiesen. Sie bedarf mit Blick auf den Gesamtumfang der entwick-

lungspolitischen Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaften, des 

Bundes und der Länder der Erweiterung und inhaltlichen Verbes-

serung. Die Länder vereinbaren, die gegenseitige Information über 

wichtige entwicklungspolitische Vorhaben auszubauen.

Die Ministerpräsidenten begrüßen die Absicht der Bundesregie-

rung, ein Informationssystem als Kontaktstelle für entwicklungs-

politische Vorhaben des Bundes und der Länder beim Bundesmi-

nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit einzurichten und 

erklären ihre Bereitschaft, daran mitzuwirken.

Die Bundesregierung wird gebeten, die Länder über neue Maßnah-

men und Veränderungen in den entwicklungspolitischen Schwer-

punkten des Bundes, seiner in der Entwicklungsarbeit tätigen 

Institutionen sowie der internationalen Organisationen zeitgerecht 

zu unterrichten.
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»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 26.-28. Oktober 1977 

Die Ministerpräsidenten der Länder erklären ihre grundsätzliche 

Bereitschaft, auf der Grundlage des Beschlusses vom 3./4. Mai 

1962 die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern auf dem 

Gebiet der Entwicklungshilfe fortzusetzen. Entsprechend diesem 

Beschluss bitten sie die Bundesregierung, die Länder über die 

Grundlinien der Entwicklungspolitik und der Maßnahmen auf dem 

Gebiet der Kapitalhilfe, der Handelshilfe und der technischen 

Hilfe wieder regelmäßig zu unterrichten, und zwar bei Fragen von 

übergeordneter politischer Bedeutung in den Gesprächen des 

Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder, bei sonstigen 

politisch bedeutsamen Fragen in den zuständigen Fachministerkon-

ferenzen, insbesondere in der Wirtschaftsministerkonferenz und in 

der Finanzministerkonferenz.



»  Beschluss der Ministerpräsidenten-

konferenz vom 3./4. Mai 1962

Die Ministerpräsidenten haben am 26. Januar 1961 anerkannt, 

dass die Entwicklungspolitik Aufgabe des Bundes ist. Sie haben die 

Bereitschaft der Länder erklärt, im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 

ihrer Möglichkeiten an der Entwicklungshilfe mitzuwirken. Von die-

sen Grundgedanken ausgehend hat die von den Ministerpräsidenten 

eingesetzte Länderkommission die Frage der Zusammenarbeit 

zwischen Bund und Ländern erörtert und mit dem Bund darüber 

verhandelt. Auf Grund dieser Beratungen fassen die Ministerpräsi-

denten folgenden Beschluss:

1.  Die Ministerpräsidenten gehen davon aus, dass die Durchführung 

von Entwicklungshilfemaßnahmen im Ausland grundsätzlich 

Sache des Bundes ist. Die Länder werden im Rahmen der Ent-

wicklungspolitik des Bundes und nach Abstimmung mit dem 

Bund technische Hilfe, insbesondere Bildungs- und Ausbildungs-

hilfe, in Entwicklungsländern leisten, wobei der Bund nach außen 

als Träger der deutschen Entwicklungshilfe in Erscheinung treten 

wird.

2.  Die Ministerpräsidenten halten im Hinblick auf den von den Län-

dern erwarteten Beitrag eine enge Zusammenarbeit von Bund 

und Ländern für erforderlich. Dazu gehört auch, dass sie über 

die Grundlinien der Entwicklungspolitik des Bundes und seine 

Maßnahme auf den Gebieten der Kapitalhilfe und der handelspo-

litischen Hilfe, vor allem auf dem Gebiet der Bildungs- und Aus-

bildungshilfe, durch die zuständigen Bundesstellen, insbesondere 

den Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, laufend 

und umfassend unterrichtet werden.

3.  Grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit werden in der Län-

derkommission für Entwicklungshilfe behandelt. Für die laufende 

Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern regen die Minister-

präsidenten an, beim Bundesministerium für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit einen „Länderausschuss Entwicklungshilfe“ 

zu bilden.

4.  Die Länder sind bereit, bei der Errichtung von länderkundlichen 

Informationszentren und einer Zentralstelle für die Berufsförde-

rung mitzuwirken. Die Frage des Standorts, der Gebietsabgren-

zung und der organisatorischen Gestaltung muss der Abstim-

mung der Länder untereinander und mit dem Bund überlassen 

bleiben. In diesem Zusammenhang wird die Zielsetzung der 

Deutschen Stiftung für Entwicklungsländer grundsätzlich be-

grüßt.

5.  Die Ministerpräsidenten messen der Arbeit auf dem Gebiet der 

Bildungs- und Ausbildungshilfe besondere Bedeutung bei. Die 

Länder werden geeignete Personen für diese Aufgaben bereit-

stellen. Im Einzelnen sollen die in der Anlage enthaltenen Grund-

sätze angewandt werden.
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Anlage

Grundsätze für die Arbeit der Länder auf dem Gebiet der Bildungs- 

und Ausbildungshilfe.

1)  Bei der Bereitstellung von Personal für die Aufgaben der 

Entwicklungshilfe soll Folgendes beachtet werden:

a)  Die Länder stellen für die Abordnung und Beurlaubung von 

öffentlichen Bediensteten in den Länderhaushalten Leerstellen 

in dem erforderlichen Umfang bereit, um den in das Ausland 

entsandten Kräften nach Erfüllung ihres Auftrages die Rückkehr 

in ihr altes Dienstverhältnis zu ermöglichen. Dabei gehen die 

Länder davon aus, dass im Regelfall die Bezüge der im Rahmen 

von Bundesmaßnahmen entsandten Personen für die Zeit der 

Tätigkeit im Ausland in voller Höhe vom Bund getragen werden. 

Bundes- und Landesbeamte sollen gleich behandelt werden. 

Hierfür sind übereinstimmende Richtlinien zu erarbeiten.

b)  Für nicht im öffentlichen Dienst stehende Personen sollen die 

mit ihrer Inanspruchnahme zusammenhängenden Fragen ein-

heitlich geregelt werden.

c)  Damit die Länder die von ihnen erwarteten Beiträge personeller 

Art zeitgerecht erfüllen können, ist eine möglichst frühzeitige In-

formation der Länder über die vom Bund geplanten Maßnahmen 

und den sich daraus für die Länder ergebenden Personalbedarf 

erforderlich.

2)  Die Länder fördern Angehörige von Entwicklungsländern, die zur 

Ausbildung in die Bundesrepublik kommen.

  Bei Praktikanten, die von den Ländern eingeladen und auf ihre 

Kosten ausgebildet werden, werden die Länder sich hinsichtlich 

der Wahl des Entsendungslandes und der Ausbildungsmaßnah-

men mit dem Bund abstimmen. Auch freie (nicht über Regie-

rungsvereinbarung hereingekommene) Praktikanten können 

mit Landesmitteln gefördert werden. Für Praktikanten, die vom 

Bund eingeladen werden, sollte der Bund die gesamten Unter-

haltungs-, Ausbildungs- und Betreuungskosten tragen. Bei der 

Auswahl von Praktikanten sollte nach strengeren Grundsätzen 

als bisher verfahren und für eine bessere Sprachausbildung 

gesorgt werden.

3)  Zuschussleistungen der Länder an förderungswürdige Organisa-

tionen, die sich der Praktikanten- und Studentenbetreuung wie 

auch der sonstigen Pfl ege der menschlichen Kontakte zu den im 

Inland weilenden Angehörigen der Entwicklungsländer widmen, 

sollen unter den Ländern koordiniert werden.



»  Leistungen der Länder in der 

Entwicklungszusammenarbeit*
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» Baden-Württemberg

Traditionell gibt es in Baden-Württemberg viele starke, erfolgreiche 

und effi ziente Organisationen, Netzwerke und Initiativen; sie sind 

die Hauptakteure der Entwicklungsarbeit. Deshalb ist die Landes-

entwicklungspolitik geprägt von der Mitsprache und Beteiligung der 

Zivilgesellschaft: 

Die Bürgerinnen und Bürger entwarfen im Jahr 2012 mit der 

Initiative Welt:Bürger gefragt! die neuen Entwicklungspolitischen 

Leitlinien des Landes (zur gesamten Dokumentation: www.baden-

wuertemberg.de/weltbuerger-gefragt): 

Entwicklungspolitik in Baden-Württemberg ist danach insbeson-

dere eine Herausforderung für die klassischen Kernbereiche der 

Landespolitik: etwa bei der Bildungspolitik über die Verankerung 

des Globalen Lernens und Studierens in den Bildungsplänen der 

Schulen oder in den Studienplänen, Forschungsschwerpunkten und 

Internationalisierungsstrategien der Universitäten; bei der Wirt-

schaftspolitik in den Bereichen öffentliche Beschaffung, (Außen-) 

Wirtschaftsförderung oder Fairer Handel; bei der Umweltpolitik 

über die Fragen von ökologischer Nachhaltigkeit. 

Entwicklungsarbeit in Baden-Württemberg ist eine Gemein-

schaftsaufgabe, die in erster Linie vom effi zienten und professi-

onellen Engagement der Zivilgesellschaft getragen ist. Das Land 

fördert dieses Engagement, will es aber nicht ersetzen. Es schafft 

verlässliche Rahmenbedingungen, um die Entwicklungspolitik 

voranzubringen und ihre Akteure zu unterstützen: Die vom Land 

Baden-Württemberg gegründeten Stiftungen (Stiftung Entwick-

lungszusammenarbeit und Baden-Württemberg Stiftung) fördern, 

beraten oder unterstützen private und kommunale Initiativen. 

Mit Fördermitteln unterstützt das Land entwicklungspolitisches 

Engagement.  Die Messe FAIR HANDELN bietet allen Akteuren 

ein Forum für Austausch, Vernetzung und gemeinsame Initiativen.  

Baden-Württemberg strebt gemeinsam mit dem Bund an, über das 

Eine-Welt-Promotoren Programm, das bürgerschaftliche Engage-

ment substantiell zu unterstützen und weiter zu professionalisieren.
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» Bayern

Ziel der Entwicklungszusammenarbeit des Freistaats Bayern ist 

es, im Rahmen seiner Möglichkeiten weltweit einen Beitrag zur 

Bekämpfung der Armut, zu einer nachhaltigen und friedlichen Ent-

wicklung sowie zur Völkerverständigung zu leisten. Die Lebensbe-

dingungen der Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern 

sollen verbessert und gute Regierungsführung gestärkt werden. 

Grundlage hierfür sind die Leitsätze der entwicklungspolitischen 

Zusammenarbeit des Freistaates Bayern, die die Staatsregierung 

am 30.4.2013 verabschiedet hat.

Der Freistaat Bayern engagiert sich in vielfältiger Hinsicht im Be-

reich der Entwicklungszusammenarbeit und deckt unterschiedliche 

Themenfelder ab. Dazu gehören: Gute Regierungsführung, Politik- 

und Institutionenberatung, nachhaltige Wirtschaftsentwicklung, 

Klimaschutz, Umwelt und Energie, wissenschaftlich-technologische 

Zusammenarbeit, Ernährungssicherheit und ländliche Räume, 

Stadtentwicklung und Bauwesen sowie Kultur, Migration und 

Entwicklung.

Die Zusammenarbeit mit ausgewählten Ländern erfolgt in partner-

schaftlicher Weise, stärkt die Eigenverantwortung der Partnerlän-

der, bietet Hilfe zur Selbsthilfe an, achtet auf Subsidiarität und die 

Einhaltung internationaler Konventionen und Standards.

Die Pfl ege und Weiterentwicklung der Beziehungen zu den Part-

nerregionen des Freistaats Bayern spielt eine besondere Rolle, da 

hier ein hohes gemeinsames Interesse an einer Zusammenarbeit 

besteht. Darüber hinaus ist der Freistaat Bayern auch für Koopera-

tionen mit anderen Ländern offen.

Der Freistaat Bayern zielt zudem darauf ab, ein besseres Verständ-

nis der hiesigen Bevölkerung für Probleme der Entwicklungs- und 

Schwellenländer zu erreichen sowie die globalen Zusammenhänge 

und gegenseitigen Abhängigkeiten zu verdeutlichen und zu einer 

weltweit nachhaltigen Entwicklung beizutragen. Deshalb werden 

die Auslandsaktivitäten ergänzt durch Inlandsarbeit wie schulische 

und außerschulische Maßnahmen, Netzwerkbildung und die Zu-

sammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen aus dem 

Eine-Welt-Bereich.

Innerhalb der Bayerischen Staatsregierung hat das Bayerische 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-

nologie für die entwicklungspolitischen Maßnahmen eine Koordinie-

rungsfunktion und, falls ressortübergreifend, die Federführung. Die 

jeweiligen Fachressorts und die Staatskanzlei führen Maßnahmen 

in eigener Verantwortung durch.
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» Berlin

Über 100 Botschaften, zahlreiche international agierende Verbän-

de und politische Stiftungen und über 300 entwicklungspolitische 

Akteure machen Berlin zu einem Zentrum von internationalem 

Wissen, von weltweiten Kontakten und Kommunikation. Nach Bonn 

arbeiten in Berlin die meisten Mitarbeiter/innen von Engagement 

Global, der Vorfeldorganisation des BMZ für die Inlandsarbeit.

Das zivilgesellschaftliche Engagement in Fragen der Entwicklungs-

zusammenarbeit wird maßgeblich durch das Landesnetzwerk der 

NRO – dem Berliner Entwicklungspolitischen Ratschlag (BER) ge-

fördert. Der BER ist ein wichtiger Anlaufpunkt für seine Mitglieder 

sowie viele interessierte Bürger und initiiert Diskussionsprozesse 

mit und in der Zivilgesellschaft.

Global denken, lokal handeln – diesem Anspruch will die Landes-

stelle für Entwicklungszusammenarbeit des Landes Berlin (LEZ) 

durch eine Vielzahl von Aktivitäten gerecht werden. Dabei wird sie 

vom Beirat für Entwicklungszusammenarbeit unterstützt, in dem 

fachkundige Experten die entwicklungspolitischen Entscheidungs-

träger des Landes beraten.

Berlin konzentriert sich auf die entwicklungspolitische Bildungs- 

und Öffentlichkeitsarbeit, die Pflege der Städtepartnerschaften, 

seine exzellenten Hochschulen, die Weiterbildung von Fach- und 

Führungskräften im internationalen Maßstab und die Wahrneh-

mung seiner Funktionen als Bundeshauptstadt. Mehr Wissen über 

fremde Kulturen und Länder und über die Ursachen von Fehlent-

wicklungen in Industrie- und Entwicklungsländern fördert Berlin 

als weltoffene und tolerante Stadt. 

Berlin hat sich in seinen im Jahr 2011 partizipativ entwickelten und 

im Juni 2012 verabschiedeten entwicklungspolitischen Leitlinien zu 

einer Modernisierung der Entwicklungszusammenarbeit bekannt:

„Die Feststellung, dass alle Staaten weltweit Entwicklungsbedarf 

haben, löst die Vorstellungen von einer einseitigen Entwicklungs-

politik des Gebens und Nehmens, von Norden nach Süden, des Leh-

rens und Lernens ab. Berlin versteht somit Entwicklungspolitik als 

wichtigen Bestandteil einer gleichberechtigten internationalen Po-

litik, ohne die besondere Verantwortung für die ökonomisch schwä-

cheren Länder und Regionen in Frage zu stellen. Berlin bekennt 

sich zur Notwendigkeit der stetigen eigenen Weiterentwicklung und 

greift hierzu internationale Erfahrungen seiner Partner auf.“

Berlin sieht die Hauptaufgabe seines Engagements in der entwick-

lungspolitischen Bildungsarbeit. Hier wird die LEZ durch das EPIZ 

(Entwicklungspolitisches Bildungs- und Informationszentrum) 

und durch die Stiftung Nord Südbrücken (SNSB) unterstützt. Beide 

tragen durch Veranstaltungen und Multiplikatorenschulungen dazu 

bei, Informationen über die Länder des Südens und ihre Zusam-

menarbeit mit den Industrieländern in Wirtschaft, Kommunikation, 

Kultur und Umwelt zu vermitteln. 



» 

Berlin kooperiert mit überregional tätigen Organisation wie BMZ, 

GIZ, EG, DIE, SEF und der SNSB und fördert entwicklungspolitische 

Einrichtungen und Programme wie EPIZ, BGZ, ASA, das Alumni-

Programm der TU Berlin und das Seminar für ländliche Entwick-

lung der Humboldt-Universität zu Berlin (SLE) sowie zahlreiche 

Projekte von NRO. 

Die LEZ hat internationale Konferenzen zu den Themen Wasserres-

sourcen in urbanen Räumen, Umwelt- und Klimaschutz sowie Fol-

gen des Klimawandels, Soforthilfe und Katastrophenschutz sowie 

zur UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ unter Betei-

ligung von Experten und Partnern organisiert und Veranstaltungen 

der Stiftung Entwicklung und Frieden unterstützt. Mit europäischen 

Partnern werden Projekte wie Awareness for Fairness und Global 

Fairness durchgeführt, die das Engagement der Zivilgesellschaft in 

entwicklungspolitischen Fragen (z.B. auch bei Schulpartnerschaf-

ten) fördern.

» Berlin



» » Brandenburg

Rahmen und Auftrag zur internationalen Zusammenarbeit, zur Frie-

denspolitik und zu den Menschenrechten bilden die Festlegungen 

der Verfassung des Landes Brandenburg, in der sich das Land zur 

gleichberechtigten, rechtsgebundenen und verantwortungsvollen 

Kooperation im Sinn der „Einen Welt“ mit ausländischen Partnern 

bekennt.

Entwicklungspolitik ist eine Querschnittsaufgabe. Dabei stützt die 

Landesregierung sich auf engagierte Gruppen und Nichtregierungs-

organisationen im Lande sowie auf das Landesnetzwerk VENROB. 

Ziel gemeinsamer Arbeit ist es, die Bürgerinnen und Bürger für 

Probleme der Nachhaltigen Entwicklung zu sensibilisieren, über 

globale Zusammenhänge zu informieren und notwendige Alterna-

tiven aufzuzeigen. Es soll ein besseres Verständnis der Nord-Süd-

Problematik mit gegenseitiger Toleranz gefördert  werden. Dazu 

dienen Seminare, Vortragsreihen, Konzerte, Ausstellungen und 

Publikationen.

Das zuständige „Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegen-

heiten“ wirkt koordinierend. Im Ergebnis eines fruchtbaren Diskur-

ses mit den Akteuren der brandenburgischen Entwicklungspolitik 

wurden die „Entwicklungspolitischen Leitlinien der Landesregie-

rung“  am 31. Mai 2012 verabschiedet.

Sie enthalten

•  das Bekenntnis der Landesregierung zum Thema 

„Entwicklungspolitik“ und seine Einbindung in den Gesamt-

kontext der „Nachhaltigen Entwicklung“ 

• die verfassungsrechtlichen Festlegungen 

• die bundesweite Einbindung 

•  die spezifi sch brandenburgische Untersetzung mit konkreter 

inhaltlicher Schwerpunktsetzung

•  die Festschreibung eines transparenten Monitoring, welches 

zugleich die Aktualität der Leitlinien auf Dauer sichert.

•  den “Round Table Entwicklungspolitik Land Brandenburg”, der 

einen Prozess engagierter Beteiligung gestalten helfen soll, 

damit die Themen der Entwicklungspolitik einen festen Platz 

in der Politik des Landes erhalten.

Die Landesregierung sieht die gemeinsam entwickelten Maß-

nahmen im Rahmen der Entwicklungspolitischen Leitlinien als 

spezifi schen Beitrag des Landes Brandenburg zur aktuellen MPK-

Beschlusslage und damit zur konkreten Umsetzung der gemeinsa-

men Verantwortung für Entwicklungspolitik von Bund, Ländern und 

Kommunen. 

Der zuständige Fachausschuss für Europa- und Entwicklungspolitik 

im Landtag Brandenburg lädt regelmäßig Nichtregierungsorganisa-

tionen und Ministerien zur öffentlichen Beratung ein.

„Entwicklungspolitische Leitlinien der Landesregierung Branden-

burg“ : https://sixcms.brandenburg.de/media_fast/3246/Entwick-

lungspolitische_Leitlinien_BB.pdf

Portal des „Round Table Entwicklungspolitik des Landes Branden-

burg“: http://entwicklungspolitik-brandenburg.mixxt.de/ 
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» » Bremen

Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung gemeinsam mit 

Ländern des Südens zu übernehmen und Prozesse der Globali-

sierung zu begleiten, gehört zum Selbstverständnis der Freien 

Hansestadt Bremen. 

Die Bremer Entwicklungszusammenarbeit leistet einen Beitrag zu 

den Millenniumszielen der Vereinten Nationen, zu Armutsbekämp-

fung, ökologischer Nachhaltigkeit, Stärkung der Menschenrechte 

und demokratischer Strukturen. Gleichzeitig stellt die Entwick-

lungszusammenarbeit ein wichtiges Element der internationalen 

Beziehungen Bremens dar und sichert positive Rückwirkungen für 

den Standort.

Die Schwerpunkte sind:

• Sozial- und umweltgerechte Projekte

• Internationale wirtschaftsorientierte Qualifi zierungsmaßnahmen

• Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit 

Bremen fördert Projekte, die Grundbedürfnisse sichern und zum 

Schutz der Umwelt und natürlicher Ressourcen beitragen sol-

len. Wissensmanagement und -transfer sowie die Förderung von 

Selbsthilfepotenzialen stehen dabei ebenso im Vordergrund wie 

partizipative Planungsprozesse und umweltfreundliche Technolo-

gien.

Bremen fördert, gemeinsam mit dem Bund, internationale Pro-

gramme zur wirtschaftsorientierten Qualifi zierung von jungen 

Führungskräften. Dabei bringt Bremen als Partner für nachhaltige 

Entwicklung seine Kompetenzen aktiv ein und nutzt die Kontakte 

auch für den Aufbau internationaler wirtschaftlicher Beziehungen. 

Derzeit stehen die Themen dezentrale Hafenentwicklung,  Logistik 

und Küstenzonenmanagement im Vordergrund.

Ziel der entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit 

ist, Entwicklungspolitik gesellschaftlich besser zu verankern und 

zum Erwerb von Gestaltungskompetenz in einer globalisierten 

Welt beizutragen. Bremen fördert entsprechende Programme von 

schulischen und außerschulischen Bildungseinrichtungen und NRO 

als Beitrag zur Umsetzung der Ziele der UN-Dekade „Bildung für 

nachhaltige Entwicklung“.

Seit vielen Jahren kooperiert Bremen mit den Städten Pune/Indien, 

Windhoek/Namibia und Durban/Südafrika. Umwelt- und Ressour-

censchutz sowie kultureller Austausch spielen in der Zusammenar-

beit eine zentrale Rolle. Mit der Partnerstadt Durban baut Bremen 

aktuell eine Entwicklungspartnerschaft für Klima- und Ressourcen-

schutz auf und nimmt damit am Programm „Kommunale Klima-

partnerschaften“ der SKEW teil.

Seit 2011 trägt Bremen den Titel „Hauptstadt des Fairen Handels“. 

Zahlreiche innovative Aktivitäten und die Unterstützung eines gro-

ßen Netzwerks verschiedenster Akteure tragen zunehmend dazu 

bei, das Thema Fairer Handel in die Mitte der Bremer Gesellschaft 

zu rücken.



» » Hamburg

Hamburg leistet seit langem einen Beitrag zur nachhaltigen 

Entwicklung im globalen Kontext. Projekte und Maßnahmen der 

Entwicklungszusammenarbeit im Ausland sowie entwicklungs-

politische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit in Hamburg bilden die 

Komponenten Hamburger Entwicklungspolitik.

Sachlicher Schwerpunkt bei der Förderung von Auslandsprojekten 

sind zum einen Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen von 

Armut, zur Förderung der Gleichstellung der Frauen, zur Verbesse-

rung der Gesundheitsversorgung sowie des Umwelt- und Res-

sourcenschutzes, zum anderen die Verbesserung der kommunalen 

Infrastruktur in Großstädten.

Von besonderer Bedeutung sind Maßnahmen zur Verbesserung der 

Lebensbedingungen in León/Nicaragua, Hamburgs Partnerstadt 

seit 1989, und  Dar es Salaam/Tansania (seit 2010 offi ziell Part-

nerstadt, seit 2011 Entwicklung einer kommunalen Klimapartner-

schaft). Mit der 2005 errichteten Hamburger Stiftung Asien-Brücke 

hat der Senat ein eigenständiges Förderinstrument für Projekte 

nachhaltiger Entwicklung in Süd- und Südostasien geschaffen. 

Auch direkt fördert die Stadt Projekte nichtstaatlicher Gruppen und 

Initiativen. Damit wird das bürgergesellschaftliche Engagement 

angeregt und entwicklungspolitisches Bewusstsein in Hamburg 

gestärkt.

Maßnahmen der berufl ichen Weiterbildung stellen eine wichtige 

Ergänzung der Projektförderung dar. Im Rahmen eines Stipendien-

programms werden hauptsächlich Fachkräfte aus Nicaragua, 

Tansania und Indien zu Qualifi zierungsaufenthalten nach Hamburg 

eingeladen.

Hamburg begrüßt das entwicklungspolitische Engagement seiner 

Bürgerinnen und Bürger und kooperiert in Vorhaben mit den zahl-

reichen nichtstaatlichen Organisationen und Initiativen. Insbesonde-

re die Förderung des Dachverbandes Eine Welt Netzwerk Hamburg 

e. V. dokumentiert die enge Zusammenarbeit mit Akteuren der 

Bürgergesellschaft. Um für das Anliegen des Fairen Handels zu 

werben, beteiligt sich der Senat seit 2006 an dem Aktionsbündnis 

„Hamburg mal fair“ mit den lokalen Trägern der entwicklungspoli-

tischen Informations- und Bildungsarbeit. Seit 2008 verlangen die 

Hamburger öffentlichen Beschaffungsstellen zudem bei Ausschrei-

bungen Erklärungen zur Einhaltung der Kernarbeitsnormen der  

ILO im Produktionsprozess der gelieferten Waren. 2011 erhielt 

Hamburg die Auszeichnung als „Fairtrade-Stadt“.

Hamburgs Entwicklungspolitik umfasst noch weitere Bereiche, in 

denen die Stadt über spezielle Ressourcen oder besonderes Fach-

wissen verfügt. Beispiele hierfür sind die Nord-Süd-Forschung im 

German Institute for Global and Area Studies (GIGA), der kulturelle 

Dialog mit den Ländern im globalen Süden, die Förderung des 

Süd-Nord-Handels sowie die tropenmedizinische Forschung und 

Ausbildung.
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» » Hessen

Hessen stellt sich bewusst den Herausforderungen der Globali-

sierung. Die Landesregierung stärkt die vielfältigen Akteure aus 

Hessen in ihren internationalen Bezügen und wirkt fl ankierend dort, 

wo der Einsatz der Landesregierung Türen öffnet oder Maßnahmen 

und Programme von Privaten überhaupt erst ermöglicht.

Durch seine Entwicklungszusammenarbeit leistet das Land einen 

Beitrag zur Förderung von Handel und wirtschaftlicher Entwick-

lung, zur Wahrung der Menschenrechte, zur Sicherung von Frieden 

und zur Völkerverständigung. Damit trägt Hessen zum Erreichen 

der von den Vereinten Nationen vereinbarten Millenniums-Entwick-

lungsziele bei.

Wirtschaftliche Entwicklung ist eine notwendige Voraussetzung für 

Armutsbekämpfung. Die Stärkung des privatwirtschaftlichen Sek-

tors fördert Wachstum, Beschäftigung, Qualifi zierung von Arbeits-

kräften und schafft Einkommen. In seiner entwicklungspolitischen 

Zusammenarbeit konzentriert sich Hessen daher auf Projekte, die 

wirtschaftliches Handeln stärken und den Partnern in den Ent-

wicklungsländern die Eingliederung in den Weltmarkt erleichtern. 

Zugleich ist dies ein Beitrag, in Entwicklungsländern die Rahmen-

bedingungen für privatwirtschaftliches Auslandsengagement zu 

verbessern. Dabei arbeitet die Landesregierung eng mit hessischen 

entwicklungspolitischen Vereinen und Organisationen, besonders 

mit dem Entwicklungspolitischen Netzwerk Hessen sowie mit der 

hessischen Wirtschaft zusammen.

Gefördert werden vor allem Bildungsprojekte, die Vermittlung von 

Know-how und die Stärkung marktwirtschaftlicher Strukturen – 

vom Selbsthilfeprojekt bis zum Qualifi zierungsprojekt im internatio-

nalen Marketing. 

Dazu gehört auch die Förderung des Fairen Handels. Dieser unter-

stützt zum einen Produzenten in Entwicklungsländern, zum ande-

ren öffnet er den Bürgerinnen und Bürgern Handlungsmöglichkei-

ten, als Konsumenten einen Beitrag für eine gerechte Gestaltung 

von Globalisierung zu leisten.

Die regionalen Schwerpunkte der hessischen Entwicklungspoli-

tischen Zusammenarbeit sind erwachsen aus den langjährigen 

Außenbeziehungen und aus den vorhandenen Anknüpfungspunkten 

und Synergien zwischen außenwirtschaftlichen Maßnahmen und 

entwicklungspolitischen Vorhaben:

•  Naher/Mittlerer Osten, Nordafrika (Fokus Palästinensische 

Gebiete)

•  Südasien und China (insb. die Partnerprovinzen Hunan und 

Jiangxi)

• Zentralamerika und die Andenregion

Das Land Hessen fördert Informationsarbeit zur Entwicklungs-

politik, zu Globalisierungsfragen und zur Bildung für nachhaltige 

Entwicklung unter dem Motto Mitverantwortung in Denken und 

Handeln. Dies stärkt das Verständnis der globalen Zusammenhänge 

und ermutigt zur Zusammenarbeit mit den Partnern in Asien, Afrika 

und Lateinamerika.



» » Mecklenburg-Vorpommern

Federführend für die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) im Land 

Mecklenburg-Vorpommern ist die Staatskanzlei. Die Aktivitäten 

konzentrieren sich derzeit auf die fi nanzielle Unterstützung von 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für Fach- und Führungskräfte 

aus Transformations- und Entwicklungsländern in Unternehmen 

des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Neben dem Know-how-

Transfer sollen die Fortbildungsmaßnahmen dazu dienen, Brücken 

zu bauen und Wirtschaftsbeziehungen im beiderseitigen Interesse 

zu verstärken. 

Mecklenburg-Vorpommern ist aktives Mitglied in der norddeut-

schen Partnerschaft zur Unterstützung der UN-Dekade „Bildung für 

nachhaltige Entwicklung“. Ziel der Partnerschaft ist es, einen Bei-

trag zur Reduzierung der weltweiten Umweltbelastungen, zum Ab-

bau von Armut und Ungerechtigkeit sowie zur Zukunftsfähigkeit zu 

leisten. Die Federführung liegt hierbei im Ministerium für Landwirt-

schaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern, 

welches das Land auch am „Runden Tisch“ des Nationalkomitees 

der UN-Dekade 2005-2014 „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ 

vertritt (www.bne-portal.de). 

Weiterhin koordiniert das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 

und Verbraucherschutz die Bildungsaktivitäten im Rahmen der 

Norddeutschen Partnerschaft zur Unterstützung der UN-Dekade. 

Ein Schwerpunkt hierbei steht unter dem Motto „Vom Süden lernen“ 

(www.nun-dekade.de).

Einen weiteren Schwerpunkt der EZ in Mecklenburg-Vorpommern 

bildet die – oftmals ehrenamtliche – Arbeit der Nichtregie-

rungsorganisationen. Viele Initiativen der EZ haben sich 1999 im 

„Eine-Welt-Landesnetzwerk“ zusammengeschlossen. Neben dem 

Engagement für Entwicklungsländer hat das Netzwerk auch eine 

wichtige Aufgabe in der Bildungsarbeit gegen rechtsradikales 

Gedankengut. Dieser Aufgabe stellt sich das Netzwerk u.a. durch 

Bildungsangebote der Eine-Welt-Gruppen oder die jährlich stattfi n-

denden „Landesweiten Entwicklungspolitischen Tage in Mecklen-

burg-Vorpommern“.

Die Unterstützung der Nichtregierungsorganisationen in Mecklen-

burg-Vorpommern erfolgt seit 2001 aus Überschüssen der Bingo 

Lotterie. Die Lotteriegelder werden der Norddeutschen Stiftung 

für Umwelt und Entwicklung (NUE) als Finanzhilfe des Landes zur 

Verfügung gestellt. Die Stiftung setzt die Gelder zur Förderung 

von Umwelt- und Naturschutzprojekten sowie für Entwicklungs-

hilfeprojekte ein. So konnten im Jahr 2012 mit 388.300 Euro 22 

Einzelprojekte der EZ aus Erlösen der Bingo Lotterie M-V über die 

NUE fi nanziert und mit ehrenamtlichem Engagement verwirklicht 

werden.
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» » Niedersachsen

Die langjährige Zusammenarbeit mit dem Eastern Cape fi ndet 

sowohl auf Regierungs- als auch auf Ebene von Nichtregierungsor-

ganisationen statt. Die Aktivitäten, die durch einen Repräsentanten 

des Landes vor Ort unterstützt werden, konzentrieren sich auf die 

Themen qualifi zierte berufl iche Bildung (Mechatronik, Hotel/Gast-

ronomie, Baugewerbe), Hochschulkooperation (Gesundheitsbildung 

und Fahrzeugtechnik), Bekämpfung von HIV/Aids, Jugendbegeg-

nung sowie Kultur und Sport. Als neues Feld wurde 2010 die polizei-

liche Kooperation initiiert und 2011 ein „Protokoll über die künftige 

Zusammenarbeit zwischen dem Ministerium für Siedlungsplanung, 

Sicherheit und Zusammenarbeit der Region Ostkap und dem Nie-

dersächsischen Landespräsidium für Polizei, Brand und Katastro-

phenschutz“ unterzeichnet. Beim Besuch von Premierministerin 

Kiviet des Eastern Cape im Juli 2011 wurde das große Interesse 

an einer Vertiefung der Kooperation in den Handlungsfeldern 

„wirtschaftliche Zusammenarbeit“ und „Erneuerbare Energien“ 

deutlich. Entsprechend gab es einen Eastern Cape Business Day in 

der IHK Hannover. In der Folge arbeiten Oldenburg und die Buffalo 

City Metropolitan Municipality in einer strategischen Partnerschaft 

zusammen.

Seit 2010 unterstützt Niedersachsen gezielt Projekte in Tansania, 

die auf vorhandenen Strukturen in Tansania verankert sind. Die 

Landesregierung fördert Projekte in den Bereichen Studieren-

denaustausch, Nachwuchs- und Forschungsförderung, Aus- und 

Fortbildung von Fachkräften der Sonderpädagogik, Schulprojekte, 

Gesundheitsvorsorge/Aufklärung von Jugendlichen, landwirtschaft-

liche Zusammenarbeit und seit 2012 engagiert sich das Land zudem 

im Bereich der regenerativen Energien. Niedersachsen strebt in 

Zusammenarbeit mit der GIZ die Förderung des Einsatzes regene-

rativer Energieträger an einer Universität und bei verschiedenen 

örtlichen Community Radios an.

Die Niedersächsische Landesregierung fördert die entwicklungs-

politische Informations- und Bildungsarbeit im Land und das damit 

verbundene bürgerschaftliche Engagement. Aus diesem Grunde 

unterstützt sie Projekte des Verbandes Entwicklungspolitik Nie-

dersachsen e.V. (VEN), der die Aktivitäten von niedersächsischen 

Nichtregierungsorganisationen im Bereich der Entwicklungspolitik 

koordiniert. Das Land Niedersachsen fördert außerdem das vom 

VEN 2011 entwickelte Portal „Niedersachsen eine Welt“ (www.

niedersachsen-einewelt.de). Dieses neue Internetportal präsentiert 

Partnerschaften und Projekte zwischen Akteuren in Niedersachsen 

und in Entwicklungs- und Schwellenländern. Es bietet Schulen, 

Kirchen, Nichtregierungs-Organisationen, Kommunen und dem 

Land die Möglichkeit, sich mit ihren Aktivitäten darzustellen und zu 

vernetzen.



» » Nordrhein-Westfalen

Seit Oktober 2010 liegt die Zuständigkeit für die Eine-Welt-Politik 

des Landes bei der Staatskanzlei im Geschäftsbereich der Ministe-

rin für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien. Im Dezember 

2012 hat das Kabinett eine neue „Eine-Welt-Strategie“ beschlossen, 

mit der sich NRW zu seiner globalen Verantwortung als größtes 

Bundesland Deutschlands bekennt. Die neue Eine-Welt Strategie 

bildet die Basis für die zukünftige Gestaltung der entwicklungspo-

litischen Arbeit im eigenen Land und für die Entwicklungszusam-

menarbeit mit den Partnern in den Ländern des Südens.

Mit der Strategie wird der entwicklungspolitische Beitrag NRWs auf 

sechs strategische Handlungsfelder ausgerichtet: „Bildung und Ju-

gend“, „Wissenschaft und Forschung“, „Klimaschutz“, „Wirtschaft“, 

„Gutes Regierungs- und Verwaltungshandeln“ und „Bürgerschaft-

liches Engagement“. Grundprinzipien des nordrhein-westfälischen 

Engagements sind globale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und 

ressortübergreifende Kohärenz. 

Zur Umsetzung der neuen Strategie und zur Unterstützung zivil-

gesellschaftlicher Aktivitäten – in NRW gibt es rund 3000 entwick-

lungspolitische NRO - bietet das Land eine umfassende Förderku-

lisse: Es fi nanziert das von Eine-Welt-Netz NRW und Engagement 

Global NRW als Projektträger gemeinsam durchgeführte „Koordi-

natorenprogramm für Entwicklungspolitische Bildungsarbeit“ (KEB) 

mit derzeit 15 Regional- und 9 Fachkoordinatoren. Ein von Bund und 

Land gemeinsam gefördertes Eine-Welt-Promotorenprogramm ist 

im Aufbau. Die Landesregierung unterstützt weiterhin den „Kon-

kreten Friedensdienst NRW“ (KF), ein Programm für den Aufenthalt 

von jungen Menschen bis 27 Jahren in Entwicklungsländern mit 

jährlich rund 400 Entsendungen. 

Erstmals wurde der KF im Jahr 2012 durch ein REVERSE-

Programm ergänzt, mit dem junge Akteure aus NRO in Ländern 

des Südens Gelegenheit zu einem Weiterbildungsaufenthalt in 

Nordrhein-Westfalen erhalten. Die vom Land fi nanzierte „Stiftung 

Umwelt und Entwicklung Nordrhein-Westfalen“ fördert darüberhin-

aus Projekte der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit im Inland. 

Auch Auslandsprojekte nordrhein-westfälischer Nichtregierungs-

organisationen mit Partnerorganisationen in Entwicklungsländern 

werden vom Land gefördert. Die Programme des Landes werden 

von Engagement Global NRW durchgeführt. Die Partnerschaf-

ten mit Ghana (seit 2007) und Mpumalanga/Südafrika (seit 1995) 

werden fortgeführt. Mit der bundesweiten Leitmesse des Fairen 

Handels „FA!R“, die seit 2010 jährlich in Dortmund mit weit mehr 

als 120 Ausstellern aus rund 20 Ländern stattfi ndet, setzt NRW ein 

Zeichen als führender Standort des Fairen Handels. Auf Grundlage 

des neuen Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW wird ab 2013 suk-

zessiv eine nachhaltige, d.h. ökologisch-sozial-faire Beschaffung 

eingeführt.

 22 | 23



» » Rheinland-Pfalz

Partnerschaft Rheinland-Pfalz – Ruanda

Die Partnerschaft zum afrikanischen Land Ruanda besteht seit 

1982. Rheinland-Pfalz wählte einen bis heute einmaligen Weg einer 

Kooperation, die nicht auf der Regierungsebene ansetzt, sondern - 

als eine so genannte Graswurzelpartnerschaft - unmittelbar bei den 

Menschen. Die ruandischen Partner schlagen eigenverantwortlich 

die Projekte vor, die ihnen am dringlichsten und notwendigsten er-

scheinen. Die rheinland-pfälzischen Partner bemühen sich darum, 

die fi nanzielle und materielle Unterstützung bereitzustellen.

Ein wichtiges Element sind dabei die Beziehungen zwischen 

rheinland-pfälzischen und ruandischen Kommunen. Heute unter-

halten, neben 48 gesellschaftlichen Gruppen (Vereine, Stiftungen 

und Organisationen), 15 Pfarreien, vier Kindergärten, 218 Schulen 

sowie vier Hochschulen und 50 Kommunen Kontakte zu ihren 

ruandischen Partnern. Der Schwerpunkt der Projekte liegt in den 

Bereichen Grundbildung, Wasserversorgung, berufl iche Bildung 

und Handwerksförderung, Hilfe für Straßenkinder, Förderung 

von Frauen, aber auch Versorgung mit regenerativen Energien 

und Umweltfragen. Die Umsetzung der Projekte erfolgt über ein 

Koordinationsbüro in der Hauptstadt Kigali (getragen vom Verein 

Partnerschaft Rheinland-Pfalz / Ruanda e. V.), in enger Zusammen-

arbeit mit dem zuständigen „Referat Entwicklungszusammenarbeit 

mit dem Partnerland Ruanda“ im Ministerium des Innern, für Sport 

und Infrastruktur des Landes Rheinland-Pfalz. 

Bisher fl ossen fast 70 Millionen Euro in die nahezu 1700 Projekte, 

ein Fünftel der Geldmittel haben die Bürgerinnen und Bürger durch 

Spenden aufgebracht.  Die jährlichen Haushaltsmittel betragen 

derzeit 1,5 Millionen Euro. Internationalen Ruf hat sich die Part-

nerschaft nicht nur durch das einzigartige Engagement erworben, 

sondern auch dadurch, dass die Partnerschaft seit 1982 das achte 

Millenniumsentwicklungsziel, welches die Gründung internationaler 

Partnerschaften im Rahmen des Aktionsprogramms 2015 vorsieht, 

lebt.



» » Saarland

Trotz enger fi nanzieller Spielräume hat das Saarland erhebliche 

Anstrengungen unternommen, seiner Solidarität mit den Entwick-

lungsländern Ausdruck zu verleihen.

Aus Mitteln der Landesregierung werden Fach- und Führungskräfte 

aus Entwicklungsländern weitergebildet. Die Stipendiaten stammen 

aus den verschiedensten Ländern und werden in unterschiedlichen 

Sparten – vom Marketing bis zur Energietechnik – weitergebildet.

Betreut werden die Stipendiaten im Auftrag der Landesregierung 

von der GIZ GmbH.

Daneben fördert das Land Projekte in den Entwicklungsländern. 

Der Schwerpunkt der Förderung liegt dabei auf kleinen und mittle-

ren Projekten, die der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse 

dienen, zur Gleichstellung der Frau beitragen und ökologische 

Aspekte berücksichtigen.
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» » Sachsen

Die Sächsische Staatsregierung ist bestrebt, Entwicklungszusam-

menarbeit als Querschnittsaufgabe unter breiter Mitwirkung 

der Bevölkerung sowie des Entwicklungspolitischen Netzwerks 

Sachsen e. V. (ENS) umzusetzen. Mittel werden über Richtlinien der 

Ressorts v. a. zur Realisierung von Projekten in der entwicklungs-

politischen Informations- und Bildungsarbeit bereitgestellt. 

Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit an Schu-

len u. a. zur Förderung des Ausbaus von Ganztagsangeboten ist im 

Sächsischen Staatsministerium für Kultus verankert. Im Rahmen 

einer schulspezifi schen Gesamtkonzeption erfahren unterrichts-

ergänzende Angebote eine Förderung, die in Kooperation mit 

außerschulischen Partnern umgesetzt werden. Eine für „Bildung 

für nachhaltige Entwicklung“ verantwortliche Koordinationsstelle 

sorgt für gegenseitige Information und Vernetzung von formaler 

und informeller Bildung.

Die Sächsischen Entwicklungspolitischen Bildungstage SEBIT 

werden jährlich bei breiterer Beteiligung und umfangreicheren 

Angeboten mit Unterstützung des Sächsischen Kultusministeriums 

durchgeführt. Ebenso verhält es sich mit der jährlich stattfi ndenden 

Agenda-21-Ausstellung in Dresden, die unterschiedliche Facetten 

gesellschaftlichen Engagements im Kontext nachhaltiger Bildung 

präsentiert. Mit dem Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen für 

Demokratie und Toleranz“ unterstützt die Staatsregierung Projekte 

und Maßnahmen, die die demokratische Kultur in Sachsen fördern, 

die freiheitliche demokratische Grundordnung stärken und zu To-

leranz und Akzeptanz unterschiedlicher religiöser, kultureller und 

ethnischer Zugehörigkeiten beitragen.

Daneben wird die bildungspolitische Arbeit durch die Sächsische 

Staatskanzlei als auch das Sächsische Staatsministerium der Justiz 

und für Europa begleitet. Gefördert werden Angebote von Vereinen, 

Verbänden, Kommunen und Landkreisen, die den Bürgern Sach-

sens die Situation und die Probleme von Staaten mit Entwicklungs-

rückstand näherbringen.

Das Studienbegleitprogramm STUBE umfasst Wochenendseminare 

und Tagesveranstaltungen für Studierende aus Entwicklungslän-

dern an sächsischen Hochschulen. Das Programm wird u. a. vom 

Freistaat und der evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsen 

fi nanziert. Teilstipendien zur Bearbeitung eines wissenschaftlichen 

Themas in der Heimatregion der Studierenden sollen verhindern, 

dass die jungen Menschen während des Studiums den Kontakt zu 

ihrem Herkunftsland verlieren.



» 

Ein weiterer Partner der Landesregierung ist das Internationale Bil-

dungszentrum Leipzig-Zschortau (bisher InWEnt). Die Nachfolge-

organisation GIZ nutzt einen traditionsreichen Standort, in dem von 

1970 bis 1990 über 90.000 Fach- und Führungskräfte weitergebildet 

wurden. Heute werden im Bereich Umwelt, natürliche Ressour-

cen und Ernährung jährlich über 2.000 Fach- und Führungskräfte 

insbesondere aus Afrika, Asien und Lateinamerika in Lehrgängen 

betreut. Fachlicher Schwerpunkt des Bildungszentrums sind na-

türliche Ressourcen und Biodiversität. In den vergangenen Jahren 

wurden Gebäude des Bildungszentrums u. a. mit Landesmitteln 

modern saniert und stehen der GIZ zur Verfügung.

Das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 

ist federführend für die Zusammenarbeit mit dem Internationalen 

Bildungszentrum. Gemeinsam mit seinen Fachbehörden ist das 

Umweltministerium auch Partner in den Bildungskursen. Der konti-

nuierliche Erfahrungsaustausch mit staatlichen und kommunalen 

Behörden sowie mit Unternehmen und NGOs bietet eine breite 

Basis für den Wissenstransfer in Entwicklungsländer.

Die UNO baut in Sachsen und Mosambik ein neues Hochschulinsti-

tut UNU-Flores (UNU - United Nations University) auf. Eine Verein-

barung dazu wurde zwischen der UNO, dem Freistaat Sachsen, dem 

BMBF und der TU Dresden abgeschlossen. Das Institut soll verifi -

zierte Aussagen zur nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen 

in Flusslandschaften, Delta-Gebieten oder Watten treffen. Es wird 

exzellente Möglichkeiten des Wissenstransfers bieten, die gerade 

auch für Schwellen- und Entwicklungsländer von Bedeutung sind. 

» Sachsen
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» Sachsen-Anhalt

Schwerpunkte der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) des Landes 

Sachsen-Anhalt sind die entwicklungsbezogene Informations-, 

Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit, die Förderung entwicklungsbe-

zogen tätiger Nichtregierungsorganisationen (NRO) einschließlich 

entsprechender Netzwerkstrukturen, die praxisorientierte Aus- und 

Fortbildung ausländischer Fach- und Führungskräfte sowie die 

Unterstützung von Maßnahmen der humanitären Hilfe.

In Sachsen-Anhalt erfolgt die landesweite Koordinierung der 

Entwicklungszusammenarbeit im Ministerium für Wissenschaft 

und Wirtschaft. Die Schwerpunkte der EZ des Landes haben ihren 

Niederschlag in den gemeinsam mit über 70 entwicklungsbezogen 

tätigen Organisationen, Gruppen und Vereinen erarbeiteten ent-

wicklungspolitischen Leitlinien gefunden, die die Landesregierung 

Sachsen-Anhalt 2000 verabschiedet hat.

Die entwicklungsbezogen tätigen NRO werden sowohl als Trä-

ger von Maßnahmen der entwicklungsbezogenen Informations-, 

Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit im Inland als auch als Träger 

von EZ-Projekten in Entwicklungs- und Übergangsländern geför-

dert. Durch die Förderung von EZ-Maßnahmen im Inland soll das 

Verständnis und Engagement der Bevölkerung für die Probleme der 

Einen Welt gestärkt werden. 

Wie zum Beispiel im Rahmen des Globalen Lernens „Was, wer 

und wie die Welt ernährt wird“ werden Lernende und Lehrende 

mit der Problematik der EINEN WELT konfrontiert. Ein weiteres 

Projekt befasst sich mit dem Thema „Regenwald und der Umgang 

mit Papier“. Zielgruppen sind Kindergärten, Schulen, LehrerInnen 

und ErzieherInnen.  Darüberhinaus wird ebenfalls der Faire Handel 

unterstützt. Nach der Bewusstseinsbildung in der Bevölkerung, hat 

das Projekt „Faires Sachsen-Anhalt – nachhaltige Beschaffung“ die 

Unternehmen und Verwaltungen hinsichtlich der notwendigen In-

formationen zur Beschaffung von Waren und Gütern, beraten. Foren 

für Mitarbeiter wurden durchgeführt.

Neben den NRO besteht eine enge Zusammenarbeit mit der Gesell-

schaft für Internationale Zusammenarbeit – GIZ  - als Nachfolgeor-

ganisation in verschiedenen Projekten.

Die geförderten EZ-Projekte im Ausland zielen direkt auf die nach-

haltige Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung in 

EZ- und Übergangsländern. Leitgedanke dieser Maßnahmen ist 

dabei der Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe. 



» Schleswig-Holstein

Die Landesregierung Schleswig-Holstein unterstützt die Aktivitäten 

entwicklungspolitischer Initiativen u.a. über eine jährliche Zuwen-

dung an das Landesnetzwerk Bündnis Eine Welt (BEI) Schleswig-

Holstein und arbeitet in den bundesweiten Gremien der Entwick-

lungszusammenarbeit mit diesem vertrauensvoll zusammen.

Das Ministerium kooperiert überdies mit der Nordkirche und der 

Servicestelle Kommunen in der Einen Welt/Engagement Global. 

Entwicklungsbezogene Projekte von NRO werden durch Zwecker-

träge der landeseigenen Lotterie BINGO! bezuschusst. Davon 

profi tieren u.a. auch die vier Promotorenstellen, die Anfang 2012 im 

Rahmen des Pilotvorhabens des BMZ in Kooperation mit Schleswig-

Holstein eingerichtet wurden.

Schwerpunkte des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, 

Umwelt und ländliche Räume (MELUR) sind neben der Unterstüt-

zung von kommunalen und schulischen Nord-Süd-Partnerschaften 

Maßnahmen der Bewusstseinsbildung - z.B. in den Bereichen 

nachhaltiger und fairer Beschaffung und Fairer Handel - sowie 

Bildungsarbeit im Rahmen der Landesnachhaltigkeitsstrategie „Wir 

machen Zukunft“ und der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige 

Entwicklung“. Sie werden u.a. von oder mit dem Bildungszentrum 

für Natur, Umwelt und ländliche Räume (BNUR) durchgeführt. 

Globales Lernen sowie entwicklungspolitische Zusammenhänge 

sind auch feste Bestandteile der Bildungsarbeit in den Schulen im 

Rahmen der schleswig-holsteinischen Initiative „Zukunftsschule.

SH“. Verschiedene Schulen haben sich in diesem Bereich bereits 

engagiert (s. unter www.zukunftsschule.sh). 

Mit Marokko hat Schleswig-Holstein im Rahmen des Projektes 

WEREEMa (Wind Energy, Renewable Energy and Energy Effi ciency 

in Maroc) eine Partnerschaft zur Förderung der Windenergie und 

anderer Erneuerbarer Energien vereinbart.

Im Rahmen der Deutsch-Mexikanischen Klimaschutzallianz unter-

stützt das MELUR die Zusammenarbeit schleswig-holsteinischer 

Akteure aus Wirtschaft und Hochschulen mit mexikanischen Part-

nern auf dem Feld der erneuerbaren Energien und des Klimaschut-

zes.

Das Wirtschaftsministerium fi nanziert jährlich eine mit der GIZ 

GmbH organisierte Weiterbildungsmaßnahme für Fach- und Füh-

rungskräfte aus der chinesischen Partnerprovinz Zhejiang.

Vielfältige Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern gibt es im 

Bereich der universitären Forschungs- und Bildungsarbeit:

•  FH Flensburg: mit der Polytechnic of Namibia ein Fachzentrum 

für Logistik in Namibia. 

•  FH Kiel: mit der University of Pretoria und der Universität Dhaka 

in Bangladesh im Bereich von Gender-Studien.
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» 

•  FH Lübeck: mit ihrer E-learning Tochter oncampus GmbH 

und dem privaten äthiopischen Admas College public private 

partnership zur Erprobung der Akzeptanz deutscher E-learning-

Methoden in Afrika. In Kooperation mit der East China University 

of Science and Technology in Shanghai die Studiengänge Envi-

ronmental Engineering und Information Technology; Wirtschafts-

förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH 

(WTSH) vermittelt dazu chinesische Diplomanden in schleswig-

holsteinische Unternehmen (Kommunikations-, Informations-, 

Medien- und Umwelttechnik), mit der Zhejiang University of 

Technology (ZJUT) im Bereich Architektur sowie mit der Zhejiang 

University of Science and Technology (ZUST) im Bereich Bauinge-

nieurwesen

•  Universität zu Lübeck: fi nanzielle Unterstützung von Studieren-

denaustauschen mit Entwicklungsländern einschließlich der 

Unterbringung Studierender. 

•  Universität Flensburg: 3-semestriger Masterstudiengang „Ener-

gie- und Umweltmanagement“ mit wahlweisem Schwerpunkt auf 

Industrie- oder Entwicklungsländern. 

•  Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU): Forschungs-

kontakte mit BRICS-Staaten sowie mit Entwicklungsländern. 

Vergabe von Stipendien an ausländische Studierende und 

Promovierende aus unterschiedlichen Herkunftsländern; viele 

Postdoktoranden aus Schwellen- und Entwicklungsländern. 

25-jährige Zusammenarbeit mit der Zhejiang Universität (ZJU) 

durch weitere Gaststipendien intensiviert. Im Bereich der 

Meeres  wissenschaften lange bestehende Kooperationen mit 

Brasilien, im Jeddah Transect Project mit Saudi Arabien sowie in 

Zusammenarbeit mit dem Helmholzzentrum für Ozeanforschung 

GEOMAR bei Arbeiten zu Tsunami-Warnsystem im Indischen 

Ozean in Partnerschaft mit u. a. Indonesien und Sri Lanka. Mit 

der Partneruniversität in Zhejiang und dem GEOMAR Einrichtung 

eines China Kontaktbüros Meeresforschung sowie eines China-

zentrums, das einen Studiengang für Chinesische Studierende 

an der CAU entwickelt. 

•  Mitglieder im Exzellenzcluster Ozean der Zukunft in Kiel 

beteiligen sich an Capacity-Building-Aktivitäten, u.a. auf den 

Kapverde-Inseln und im Rahmen des UNESCO/IOC Chairs in den 

Meereswissenschaften an Projekten wie TTR (Unterricht durch 

Forschung), dem Austausch von Masterstudenten und Promovie-

renden bzw. Sommerschulen und gezielter Forschung für lokale 

Wirkung. 

 Schleswig-Holstein



» » Thüringen

„Die Thüringer Landesregierung hat sich in den „Leitlinien der 

Thüringer Entwicklungszusammenarbeit“ vom 02.01.1996 zu ihrer 

entwicklungspolitischen Verantwortung bekannt. Im Mittelpunkt der 

Thüringer Entwicklungszusammenarbeit stehen demnach die Aus- 

und Fortbildung von Fachkräften vor Ort und im Inland, die perso-

nelle Hilfe, die Durchführung von Projekten in Entwicklungsländern 

sowie die entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit 

(www.thueringen.de). An dem MPK-Beschluss „Zukunftsfähigkeit 

sichern – Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung von 

Bund, Ländern und Kommunen“ vom 22.10.2008 hat Thüringen 

aktiv mitgewirkt.

Schwerpunkt der entwicklungspolitischen Aktivitäten des Frei-

staates Thüringen bildet die Kooperation mit dem Königreich 

Kambodscha im Umweltbereich. Der Freistaat Thüringen führte 

2003 bis 2005 ein Projekt in Kambodscha unter dem Titel „Reform 

der Provinzverwaltung der Region Battambang“ im Rahmen des 

Asia Urbs Programms der Europäischen Kommission durch. Damit 

wurde die Entwicklung demokratischer Verwaltungsstrukturen des 

Landes unterstützt. Mit Thüringer Unterstützung wurde eine Kom-

postierungsanlage in Phnom Penh errichtet, die Anfang 2005 mit 

dem in der Folge errichteten Bildungszentrum in die Verantwortung 

der kambodschanischen Partner übergeben wurde. Von 2005 bis 

2009 folgte ein Nachfolgeprojekt mit dem Thema: „Wertschöpfung 

aus Biomasse“, wobei das errichtete Bildungszentrum einbezo-

gen wurde. Gegenwärtig wird das Projekt „Schulungsprogramm 

zur sozialen Integration von nicht organisierten Abfallsammlern“ 

durchgeführt. 

Die Thüringer Landesregierung misst zudem der entwicklungspo-

litischen Bildungsarbeit große Bedeutung bei. Sie fördert seit 1995 

die Thüringer Entwicklungspolitischen Bildungs- und Informa-

tionstage (THEBIT), die darauf abzielen, Thüringer Schülerinnen 

und Schüler mit den Problemen der Entwicklungsländer vertraut 

zu machen und damit auch einen aktiven Beitrag zum Abbau von 

Fremdenfeindlichkeit leisten. Im November 2005 fand im Landtag 

eine zweitägige Veranstaltung zum Thema Nachhaltigkeit im Rah-

men der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ statt, 

um über die Bedeutung des Themas Nachhaltigkeit in Thüringen zu 

informieren. Ein Beirat zur Nachhaltigen Entwicklung in Thüringen 

berät seit 2009 die Landesregierung.

Zur Unterstützung des Transformationsprozesses in Mittel- und 

Osteuropa führte InWEnt von 2000 bis 2010 im Auftrag der Thü-

ringer Staatskanzlei jährlich ein Projekt zur berufl ichen Weiter-

bildung von Fach- und Führungskräften durch. Weiterhin vergibt 

der Freistaat Thüringen Stipendien an Studenten sowie Fach- und 

Führungskräfte aus Entwicklungsländern. 
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Das Eine Welt Netzwerk Thüringen (www.ewn-thueringen.de) ist 

die Dachorganisation des entwicklungspolitischen Engagements 

der Thüringer Nichtregierungsorganisationen, die Beziehungen 

zu verschiedensten Entwicklungsländern pfl egen. Es ist geplant, 

gemeinsam mit der Partnerregion Picardie in Frankreich ein EU 

Projekt zur Entwicklungszusammenarbeit durchzuführen.

» Thüringen



»  Die Informationsstelle 

Bildungsauftrag Nord-Süd

Als Gemeinschaftsprojekt der Bundesländer und des Bundesmi-

nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(BMZ) arbeitet die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd auf 

der Grundlage der Beschlüsse der Ministerpräsidenten der Länder 

von 1988-2008 zur entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit und auf 

der Grundlage des Konzeptes des Bundesministeriums für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zur Entwick-

lungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit vom März 2008. 

Die Trägerschaft liegt seit dem Jahr 1991 beim World University 

Service (WUS). Die Informationsstelle versteht sich als Schnittstelle 

für die gemeinsamen Anstrengungen von Bund, Ländern, Europäi-

scher Union und Nichtregierungsorganisationen, um die schulische 

und außerschulische entwicklungsbezogene Bildungsarbeit zu 

stärken. Sie arbeitet im Bereich der Vernetzung und Vermittlung 

von Informationen zu Fragen der entwicklungsbezogenen Bildungs-

arbeit und des Globalen Lernens.

Die WUS-Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd wird dieser 

Aufgabenstellung u. a. durch folgende Aktivitäten gerecht:

Vernetzung

› Mitarbeit in landes-, bundes- und europaweiten Netzwerken 

›  Mitarbeit in staatlichen, nichtstaatlichen und übergreifenden 

Arbeitskreisen

Beratung

›  verweisende Beratungstätigkeit für Multiplikatorinnen und 

Multipli  katoren der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit

Publikationen

› Rundbrief Bildungsauftrag Nord-Süd 

› Online-Newsletter (monatlich)

› Online-Broschüre zur Entwicklungszusammenarbeit der Länder 

›  Homepage mit Hinweisen zu Bildungsangeboten, Neuigkeiten 

aus Bund und Ländern, Materialien, Veranstaltungen, Adressen, 

Aktionen, Kampagnen u. v. m.

›  Bundesweiter Eine-Welt-Veranstaltungskalender zu Nord-Süd-

Themen

› Annotierte Adressverzeichnisse, Studien, Nachschlagewerke etc.

› ENGLOB: europaweite Datenbank zum Globalen Lernen 

›  Veröffentlichungen von Artikeln zu Themen der entwicklungspoliti-

schen Bildungsarbeit in Fachzeitschriften

Veranstaltungen

›  Unterstützung bei Planung und Durchführung von Veranstaltungen 

für Akteure aus dem staatlichen und nichtstaatlichen Bereich

Kampagnen

›  Mitarbeit bei und Koordination von europaweiten Kampagnen, 

wie z. B.: Global Education Week (www.globaleducationweek.de), 

Globale Bildungskampagne (www.bildungskampagne.org)

Kontakt

World University Service (WUS), Informationsstelle Bildungsauftrag 

Nord-Süd, Goebenstr. 35, 65195 Wiesbaden, Tel.: 0611 9446170, 

Fax: 0611 446489, infostelle@wusgermany.de, www.wusgermany.de
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»  Referate der Landesministerien mit 

Zuständigkeit für Entwicklungszusammenarbeit

BW 

Staatsministerium Baden-Württemberg

Ref. 53 Entwicklungszusammenarbeit, 

Stabsstelle Tag der Deutschen Einheit 2013  

Simone Höckele-Häfner

simone.hoeckele-haefner@stm.bwl.de | Tel.: 0711 2153-359

Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit Baden-Württemberg

Dr. Christoph Grammer 

christoph.grammer@stm.bwl.de | Tel.: 0711 2153281

Richard-Wagner-Str. 15 | 70184 Stuttgart 

Fax: 0711 2153-255, -526 | www.stm.baden-wuerttemberg.de 

BY

Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 

Verkehr und Technologie

Ref. V / 4 Afrika, Naher und Mittlerer Osten, Lateinamerika, 

Entwicklungszusammenarbeit

Georg Reichl 

georg.reichl@stmwivt.bayern.de | Tel.: 089 21622434

Claudia Schleicher

claudia.schleicher@stmwivt.bayern.de | Tel.: 089 21622717 

Prinzregentenstr. 28 | 80538 München | Fax: 089 21622460

www.stmwivt.bayern.de/aussenwirtschaft-standort/entwicklungspolitik /

BE

Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung, Berlin

Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit

Dr. Rainer Seider 

rainer.seider@senwtf.berlin.de | Tel.: 030 90138270

Stefani Reich

stefani.reich@senwtf.berlin.de | Tel.: 030 90137409

Eckhard Bock

eckhard.bock@senwtf.berlin.de | Tel.: 030 90137441

Martin-Luther-Str. 105 | 10825 Berlin | Fax: 030 90137490

www.berlin.de/sen/wirtschaft/euro-inter/lez/

BB

Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten

Ref. 41 EU-Koordinierung, EU-Recht, EMK, Entwicklungspolitik

Wolfgang Balint

wolfgang.balint@mwe.brandenburg.de | Tel.: 0331 8661840 

Detlev Groß 

detlev.gross@mwe.brandenburg.de | Tel.: 0331 8661846

Heinrich-Mann-Allee 107 | 14473 Potsdam

Fax: 0331 8661845 | www.mwe.brandenburg.de

HB

Die Bevollmächtigte beim Bund und für Europa  

Abt. Europa und Entwicklungszusammenarbeit

Christian Bruns

Kerstin Dahlberg

kerstin.dahlberg@lafez.bremen.de | Tel.: 0421 3614505

Silke Goethe 

silke.goethe@lafez.bremen.de | Tel.: 0421 3612987

Ansgaritorstr. 22 | 28195 Bremen | Fax: 0421 3612648 

www.ez.bremen.de 



HH

Senatskanzlei der Freien und Hansestadt Hamburg

Ref. Entwicklungspolitik

Wolfgang Grätz 

wolfgang.graetz@sk.hamburg.de | Tel.: 040 428312500 

Alexandra Tregub 

Alexandra.Tregub@sk.hamburg.de | Tel.: 040 428311457 

Hermannstr. 15 | 20095 Hamburg | Fax: 040 427915360 

www.hamburg.de/entwicklungspolitik  

HE

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 

Landesentwicklung

Ref. Messen und entwicklungspolitische Zusammenarbeit

Gilbert Blumenstiel 

gilbert.blumenstiel@hmwvl.hessen.de | Tel.: 0611 8152283

Hannelore Holland

hannelore.holland@hmwvl.hessen.de | Tel.: 0611 8152402

Kaiser-Friedrich-Ring 75 | 65185 Wiesbaden

Fax: 0611 81549-2283, -2618, -2402 | www.wirtschaft.hessen.de

MV

Staatskanzlei des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

Ref. 330 - Außenwirtschaft, Messen, 

Entwicklungszusammenarbeit 

Kati Fischer 

kati.fi scher@stk.mv-regierung.de | Tel.: 0385 5881330

Angela Stehlmann

angela.stehlmann@stk.mv-regierung.de | Tel. 0385 5881331

Schlossstraße 2-4 | 19053 Schwerin 

Fax: 0385 588 990 330 | www.regierung-mv.de

NI

Niedersächsische Staatskanzlei 

Ref. 304 Internationale Zusammenarbeit, Entwicklungspolitik

Nicole Ewert-May

nicole.ewert@stk.niedersachsen.de | Tel.: 0511 1206787

Gabriele Schwarzer  

gabriele.schwarzer@stk.niedersachsen.de | Tel.: 0511 1206791 

Kathrin Radtke

kathrin.radtke@stk.niedersachsen.de | Tel.: 0511 1206792

Planckstr. 2 | 30169 Hannover | Fax: 0511 12099-6787, -6791, -6792 

www.niedersachsen.de/master/C449866_L20

NW

Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen im Geschäftsbereich der 

Ministerin für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Referat IV B 4 – Entwicklungspolitische Inlands- / 

Auslandsarbeit, internationale Beziehungen zu Afrika  

Christiane Neuchel-Möllering

christiane.neuchel-moellering@stk.nrw.de | Tel.: 0211 8371419

Referat IV B 1 – Grundsatzfragen und Beziehungen zu 

internationalen Organisationen 

Dr. Christian Engel | christian.engel@stk.nrw.de | Tel.: 0211 8371327 

Stadttor 1 | 40219 Düsseldorf 

Fax: 0211 837-1672 , -1170 | www.mbem.nrw.de/eine-welt
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RP

Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur 

des Landes Rheinland-Pfalz

Ref. 316 Grundsätze der Entwicklungspolitik

Dr. Carola Stein 

carola.stein@isim.rlp.de | Tel.: 06131 163479

Ref. 315 Entwicklungszusammenarbeit mit dem Partnerland Ruanda

Hanne Hall | hanne.hall@isim.rlp.de | Tel.: 06131 163208

Schillerplatz 3-5 | 55116 Mainz | Fax: 06131 163335

www.isim.rlp.de | www.rlp-ruanda.de

SL

Ministerium für Bildung und Kultur 

Referat M2, Bildungs- und kulturpolitische Grundsatz angelegenheiten;

Internationale Grundsatzangelegenheiten und 

Entwicklungs zusammenarbeit

Oliver Suhr 

o.suhr@bildung.saarland.de | 0681 501 7234

Katrin Frey 

k.frey@bildung.saarland.de | 0681 501 7923

Hohenzollernstraße 60 | 66117 Saarbrücken

www.saarland.de/ministerium_bildung_kultur.htm

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr

Referat B 2, Mittelstandsförderung, Handwerk, Kammern, 

Außenwirtschafts-, Messeförderung, 

Entwicklungszusammenarbeit

Herbert Fuchs

h.fuchs@wirtschaft.saarland.de | Tel.: 0681 5014248 

Jörg Kugler

j.kugler@wirtschaft.saarland.de | Tel.: 0681 5014277 

Franz-Josef-Röder-Straße 17 | 66119 Saarbrücken 

Fax: 0681 5014211 | referat.b2@wirtschaft.saarland.de

www.saarland.de

SN

Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Ref. 32 Außenwirtschaft, Ansiedlungen, Messen

Stephan Brauckmann 

stephan.brauckmann@smwa.sachsen.de | Tel.: 0351 5648320

Wilhelm-Buck-Straße 2 | 01097 Dresden

Postanschrift: PF 10 03 29 | 01073 Dresden

Fax: 0351 5648309 | www.smwa.sachsen.de

Sächsische Staatskanzlei  

Referat 44, Internationale, interregionale 

und grenzüberschreitende Beziehungen

Marion Gündel

marion.guendel@sk.sachsen.de | Tel.: 0351 5641464

Archivstraße 1 | 01097 Dresden | Postanschrift: 01095 Dresden

Fax: 0351 5641439 | www.sachsen.de



ST

Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft 

des Landes Sachsen-Anhalt

Ref. 36 Europa und internationale Angelegenheiten, 

Entwicklungszusammenarbeit 

Catrin Gutowsky

catrin.gutowsky@mw.sachsen-anhalt.de | Tel.: 0391 5674452 

Gabriele Wronna 

gabriele.wronna@mw.sachsen-anhalt.de | Tel.: 0391 5674240

Ingo Knochenhauer

ingo.knochenhauer@mw.sachsen-anhalt.de | Tel.: 0391 5674328

Hasselbachstraße 4 | 39104 Magdeburg | Fax: 0391 5674722

www.mw.sachsen-anhalt.de

SH

Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 

Umwelt und ländliche Räume 

Abt. 1 Ref. 12

Dr. Dietmar Fahnert

dietmar.fahnert@melur.landsh.de | Tel.: 0431 9887101 

Wibke Muxfeldt 

wibke.muxfeldt@melur.landsh.de | Tel.: 0431 9887151 

Mercatorstr. 3 | 24106 Kiel | Fax: 0431 9887239

www.schleswig-holstein.de/MELUR/DE/MELUR_node.html

TH

Thüringer Staatskanzlei

Ref. 14 – Internationale Angelegenheiten 

Jörg Schmid 

joerg.schmid@tsk.thueringen.de | Tel.: 0361 3792140 

Heiderose Rötschke

heiderose.roetschke@tsk.thueringen.de | Tel.: 0361 3792144

Regierungsstraße 73 | 99084 Erfurt | Fax: 0361 3792149

www.thueringen.de/de/tsk

BMZ

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (BMZ) 

Referat K 2 – Öffentlichkeitsarbeit, Informations- und Bildungsarbeit

Holger Ehmke

holger.ehmke@bmz.bund.de | Tel.: 0228 995352080

Dahlmannstraße 4 | 53113 Bonn

Bund-Länder-Ausschuss Entwicklungszusammenarbeit (BLA-EZ)

c/o Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (BMZ) – Referat 113 

Dr. Doris Witteler-Stiepelmann

doris.witteler-stiepelmann@bmz.bund.de | Tel.: 030 185352860 

Dr. Maren Bettina Lipps 

maren.lipps@bmz.bund.de | Tel.: 030 185352979 

Europahaus | Stresemannstraße 94 | 10963 Berlin 

Fax: 030 18535-2860, -2832 | www.bmz.de
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